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Rechte statt Almosen!  

(Teil 3 / Abschnitt II) 
 

Doña-Carmen-Report zu fragwürdigen Corona-Hilfsfonds für Sexarbeiter*innen 
 

   

Im Zusammenhang der Corona-bedingten Schließung von Prostitutionsstätten sind von 

verschiedenen Seiten „Nothilfe-Fonds“ speziell für Sexarbeiter/innen gefordert bzw. ins Leben 

gerufen worden. Was auf den ersten Blick den Anschein einer Parteinahme und selbstlosen 

Hilfe für die „Ärmsten der Armen“ hat, ist bei näherem Hinsehen mit ausgesprochen 

fragwürdigen Botschaften verbunden, die den Interessen der Betroffenen direkt zuwiderlaufen.  

 

In aller Regel initiieren Deutsche diese „Hilfen“ und sie glänzen dabei als mildtätige Kümmerer. 

Migrantische Sexarbeiter*innen dagegen, die eigentlichen Adressaten dieser Hilfsaktionen, 

erscheinen in zweifelhaftem Licht. Allenthalben bedient man sich des fragwürdigen Konstrukts 

der „Armutsprostitution“. Dieser Kampfbegriff zum Zwecke der Stigmatisierung von Sexarbeit, 

erfährt zurzeit ungeahnte Konjunktur.  

 

An der Stigmatisierung migrantischer Sexarbeiter/innen unter dem Mantel der „Hilfe in Not“ 

beteiligen sich in vorderster Front eine Handvoll Hardcore-Abolitionisten, die christliche 

Diakonie und der Berufsverband sexuelle und erotische Dienstleistungen (BesD). Wir werfen 

nachfolgend einen Blick auf verschiedene, miteinander konkurrierende „Hilfsfonds“ für 

Sexarbeiter/innen und ihre politisch-ideologische Einbettung. 

 

 

TEIL 3 / Abschnitt II:  

Der BesD, die Corona-Krise und der Nothilfefond 
 

 

VII. BesD-Nothilfefonds: Vorübergehende Einstellung von Sexarbeit erwünscht 
 

Die Spendensammlung für den „BesD Nothilfe Fonds“ erweist sich – wie dargestellt – als 

Plattform, um einen Großteil der Prostitutionsmigrantinnen und damit die Mehrheit der 

Sexarbeiter/innen als von Hunger, Obdachlosigkeit und Armut Getriebene darzustellen. Sie 

seien mangels finanzieller Rücklagen in der Corona-Krise gleichsam „gezwungen“, auf der 

Straße oder per Internet-vermittelten Hotel- und Hausbesuchen weiter anzuschaffen – so 

das vom BesD der Öffentlichkeit vermittelte Bild.  

 

Diese Konstellation aber berge die Gefahr, dass Sexarbeiter/innen damit die eigene 

Gesundheit und die ihrer Kunden zu gefährden. Vor diesem Hintergrund empfahl der BesD-

Vorstand anfangs, Sexarbeit unter diesen konkreten Bedingungen möglichst einzustellen, 

um sich und andere nicht zu gefährden.1 Doch offenbar vertraute man der Wirkung seiner 

eigenen Appelle nicht. 

 

                                                           
1 „Der Berufsverband empfiehlt Sexarbeiter*innen in Deutschland ab sofort jegliche Tätigkeiten einzustellen, 

die sie in Körperkontakt mit Kund*innen bringen…. In der jetzigen Lage darf eigentlich kein Sexworker aus 
Gelddruck weiter arbeiten (müssen) und damit sich und andere gefährden!“, https://de-
de.facebook.com/Sexarbeit/, 17.03.2020 

https://de-de.facebook.com/Sexarbeit/
https://de-de.facebook.com/Sexarbeit/
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 „Deshalb fordert der BesD schnelle und unbürokratische finanzielle Hilfe, die nicht 
 zurückgezahlt werden muss. ‚Das ist die effektivste Maßnahme, um gerade Sexarbeitende 
 in höchst prekären Situationen vom Weiterarbeiten abzuhalten‘, sagt Weber.“2  
 

Nur im Vergleich: Ein ALG-II-Bezug hat für sich genommen nicht den Zweck und die Absicht, 
die Bezieher dieser staatlichen Leistung vom „Weiterarbeiten“ abzuhalten. Er beschränkt 
sich darauf, den Lebensunterhalt der Betroffenen zu sichern. 
 
Die vom BesD-Vorstand seinerzeit geforderten „unbürokratischen finanziellen Hilfen“ 
hingegen gehen über dieses Ziel hinaus, wenn damit das Ansinnen transportiert wird, 
„Sexarbeitende in höchst prekären Situationen vom Weiterarbeiten abzuhalten“. Weber 
zieht in dieser Frage mit dem Berliner Senat an einem Strang3: Finanzielle Nothilfen für 
Sexarbeiter/innen sollten auf diese Weise das zeitgleich eingeführte Berliner 
Prostitutionsverbot flankieren.  
 
Kurz darauf erklärt die politische Sprecherin des BesD gegenüber BILD:  
 
 „Wir verstehen das aktuelle Verbot der Prostitution und finden es auch richtig.“4 
 
Anstatt Sexarbeiter/innen – wie bisher – auch weiterhin zu selbstverantwortlichem Handeln 
aufzufordern, macht sich der BesD-Vorstand nun zum Befürworter und Vollstrecker 
staatlicher Vorgaben. Er setzt auf die Einschränkung sexueller Selbstbestimmung durch 
repressive staatliche Reglementierung, die die Grundrechte beschneidet. Für ein solches 
Vorgehen sollte man triftige Gründe haben. Außer allgemeinen Hinweisen auf die vermutete 
besondere Gefährlichkeit des Corona-Virus findet man dazu nichts. Stattdessen erklärt 
BesD-Sprecherin Weber die Befolgung staatlicher Prostitutionsverbote in Zeiten von Corona 
grundsätzlich und pauschal als Ausdruck „vernünftigen Verhaltens“. So erklärt sie gegenüber 
der WAZ: 
 
 „Gleichzeitig gebe es aber auch viele Frauen, die sich „sehr vernünftig verhalten“ und das 
 Berufsverbot ernstnehmen.“5 
 
Warum das Shutdown-Regime, dessen einzelne Maßnahmen sowie deren Befolgung trotz 
ernstzunehmender verfassungsrechtlicher Bedenken und gesundheitspolitischer Einwände 
als „vernünftig“ anzusehen sind, wird nicht näher begründet. So drängt sich der Eindruck auf, 
die Befolgung staatlich gesetzten Rechts sei an und für sich Ausdruck der Vernunft. 
 

                                                           
2 Corona und Prostitution: Es geht um die Existenz, https://www.tip-berlin.de/corona-krise-prostitution-und-
sexarbeit-in-berlin/, 22.03.2020. Auch gegenüber dem rbb erklärte Weber: „Wenn sie abgesichert wären, 
würden sie auch nicht weiter arbeiten müssen. Sie wüssten, dass sie für diese Zeit genug zu essen und ein Dach 
über dem Kopf haben. Sie müssten auch nicht auf den Straßenstrich gehen oder übers Internet nach Kunden 
suchen.“ Siehe: https://www.rbb24.de/panorama/thema/2020/coronavirus/beitraege/prostituierte-situation-
corona-soforthilfen-berlin.html, 31.03.2020 
3 Johanna Weber „steht in direktem Kontakt mit Senatsmitarbeiter*innen vom „Runden Tisch der Sexarbeit“. In 

diesem Gremium erarbeiteten Vertreter aus Senat, Bezirk, sozialen Organisationen, von Sexarbeitenden sowie 

Bordellbetreibern Konzepte, um die Bedingungen für Sexarbeit zu verbessern. Gelder, die zur Umsetzung der 

Ziele des Runden Tisches zur Verfügung stehen, sollen jetzt den Sexarbeitenden zugutekommen, berichtet sie. 

Weber gibt sich zuversichtlich: „Die zuständigen Politiker*innen in Berlin sind sich der schwierigen Situation 

bewusst und arbeiten gerade unter Hochdruck daran, geeignete Lösungsstrategien zu entwickeln.“ Berlin gehe 

da sehr vorbildlich vor und sogar besser als die meisten anderen Städte und Bundesländer, ergänzt sie.“ Siehe: 

https://www.tip-berlin.de/corona-krise-prostitution-und-sexarbeit-in-berlin/, 22.03.2020 
4 vgl.:  https://www.bild.de/regional/ruhrgebiet/ruhrgebiet-aktuell/existenz-von-sexarbeiterinnen-wegen-
corona-bedroht-69701624.bild.html, 29.03.2020 
5 vgl.: https://www.waz.de/staedte/duisburg/corona-in-duisburg-prostituierte-bieten-sex-im-internet-an-
id229046919.html, 05.05.2020 

https://www.tip-berlin.de/corona-krise-prostitution-und-sexarbeit-in-berlin/
https://www.tip-berlin.de/corona-krise-prostitution-und-sexarbeit-in-berlin/
https://www.rbb24.de/panorama/thema/2020/coronavirus/beitraege/prostituierte-situation-corona-soforthilfen-berlin.html
https://www.rbb24.de/panorama/thema/2020/coronavirus/beitraege/prostituierte-situation-corona-soforthilfen-berlin.html
https://www.tip-berlin.de/corona-krise-prostitution-und-sexarbeit-in-berlin/
https://www.bild.de/regional/ruhrgebiet/ruhrgebiet-aktuell/existenz-von-sexarbeiterinnen-wegen-corona-bedroht-69701624.bild.html
https://www.bild.de/regional/ruhrgebiet/ruhrgebiet-aktuell/existenz-von-sexarbeiterinnen-wegen-corona-bedroht-69701624.bild.html
https://www.waz.de/staedte/duisburg/corona-in-duisburg-prostituierte-bieten-sex-im-internet-an-id229046919.html
https://www.waz.de/staedte/duisburg/corona-in-duisburg-prostituierte-bieten-sex-im-internet-an-id229046919.html


3 
 

Im Gegenzug werden Sexarbeiter/innen, die sich nicht an staatliche Prostitutionsverbote 
halten, vom BesD-Vorstand nunmehr als nicht „aufgeklärt“ bezeichnet, offenbar unfähig, 
„Zusammenhänge zu verstehen“: 
 
 „Wir können nur dringend appellieren: Bitte stoppt die Sexarbeit. Das gilt auch für den 
 Kontakt mit Stammkunden. Das Problem ist, dass manche Sexarbeitende nicht so sensibel 
 oder aufgeklärt sind, dass sie diese Zusammenhänge verstehen. Sie müssen wissen, 
 dass sie sich strafbar machen.“6 
 
Der durchaus sinnvolle Hinweis auf das Risiko, sich möglicherweise strafbar zu machen, 
verbirgt aber das grundsätzliche Einverständnis des BesD mit den Corona-bedingten 
staatlichen Repressionsmaßnahmen. Offenbar sieht man in Verweisen auf die Strafbarkeit 
ein probates erzieherisches Mittel, um das „Verständnis der Zusammenhänge“ und ein 
„vernünftiges Verhalten“ auf Seiten der Sexarbeiter/innen nachhaltig zu fördern. 
 

VIII.  Profilierung durch Desinformation: BesD als Ordnungsfaktor in spe?  
 
Ein Blick auf die Äußerungen des BesD-Vorstands zu den Prostitutionsverboten in 
verschiedenen Corona-Landesverordnungen lässt erkennen, dass über die durchaus 
unterschiedliche Umgehensweise der Bundesländer mit diesem Thema nicht sachgemäß 
und differenziert berichtet wurde, sondern die Prostitutionsverbote stets als umfassender 
dargestellt werden, als sie tatsächlich sind. 
 
Man kann diesen recht freizügigen Umgang bei der Darstellung der nicht gerade 
unbedeutenden Frage von Prostitutionsverboten nur als systematisch betriebene 
Desinformation bezeichnen. So heißt es in den einschlägigen Verlautbarungen des BesD-
Vorstands zu Corona bedingten Prostitutionsverboten in Deutschland: 
 
17.03.2020:  
„Obwohl die folgenden Formen der Sexarbeit im Gegensatz zur Sexarbeit in Betrieben (noch) 
nicht offiziell verboten sind, gilt unsere Empfehlung auch für die Ausübung von Sexarbeit bei 
Haus- und Hotel-Besuchen sowie in privaten Apartments.“  
 
30.03.2020: 
„Seit dem 23. März herrscht ein zweiwöchiges Kontaktverbot in ganz Deutschland. Wir verstehen das 

Kontaktverbot so, dass jegliche Art der Sexarbeit mit Kundenkontakt verboten ist.“ 

 

31.03.2020: 
„rbb: Frau Weber, dürfen Sexarbeiterinnen und -arbeiter derzeit eigentlich arbeiten oder gar nicht? 
Johanna Weber: Das ist nicht hundertprozentig geklärt, denn offiziell ist nur der Kundenverkehr in 
Prostitutionsstätten und ähnlichen Betrieben verboten. rbb: Also in Bordellen? Genau. Aber damit war 
wohl eigentlich die Prostitution, oder sagen wir lieber die Sexarbeit, komplett gemeint. Berlin hat das 
jetzt auch richtig gestellt, und es ist tatsächlich untersagt.“ 

 

04.04.2020: 
„Alle Sexarbeitenden in Deutschland sind vom Kontaktverbot betroffen. Die Formulierungen 

waren in der Vergangenheit doch recht schwammig, in erster Linie bezogen sie sich auf 

Prostitutionsstätten. Viele Sexarbeiter hatten zu dem Zeitpunkt geglaubt, noch weiterarbeiten zu 

dürfen – in Privatwohnungen oder auf dem Straßenstrich. Ich musste mehrfach darauf hinweisen, 

dass es keine Ausnahmen gibt.“ (Susanne Bleier-Wilp) 

 

09.04.2020 (bis heute) 

                                                           
6 vgl.: https://www.svz.de/deutschland-welt/panorama/Corona-Krise-Susanne-Wilp-ueber-Situation-der-
Prostituierten-id27920477.html, 04.04.2020 
 

https://www.svz.de/deutschland-welt/panorama/Corona-Krise-Susanne-Wilp-ueber-Situation-der-Prostituierten-id27920477.html
https://www.svz.de/deutschland-welt/panorama/Corona-Krise-Susanne-Wilp-ueber-Situation-der-Prostituierten-id27920477.html


4 
 

„Laut Vorgaben der Bundesregierung sind körpernahe, nicht medizinisch notwendige 

Dienstleistungen derzeit untersagt. Viele Bundesländer haben explizit alle Arten von 

körpernaher, sexueller Dienstleistung untersagt: Trotz der nicht exakten Formulierung der 

bundesweiten Verordnung und den verschiedenen Formulierungen in den Verordnungen der 

Bundesländer (hier z.B. Berlin) , kann man unserer Meinung nach derzeit von einem faktischen 

Verbot jeglicher Art der Sexarbeit mit körperlichem Kundenkontakt ausgehen.“ 

 

17.04.2020: 
„Sexarbeit ist im Moment verboten! Seit dem 23. März herrscht ein zweiwöchiges Kontaktverbot, 

welches bis zum 19. April verlängert wurde. Wir gehen davon aus, dass es noch länger dauern wird 

bis wir wieder arbeiten können.“ 

 

Die Ausführungen des BesD-Vorstands sind in mehrfacher Hinsicht nicht korrekt: 
 
(1) Der BesD-Vorstand geht im Falle des Beschlusses der Bundeskanzlerin und der  
     Ministerpräsidenten der Länder fälschlicherweise von einer „bundesweiten  
     Verordnung“ aus. Es gab aber keine bundesweite Verordnung, sondern lediglich  
     Empfehlungen. Der gemeinsame Beschluss der Bundeskanzlerin und der  
     Ministerpräsidenten der Länder  vom 23.03.2020 verabredete lediglich eine „Leitlinie zur  
     Beschränkung sozialer Kontakte“, die für sich genommen weder Rechtskraft besitzt, noch  
     eine verbindliche „Verordnung“ darstellt. 
 
(2) Auch die Rede von „nicht exakten Formulierungen“ im Beschluss von  
     Bundeskanzlerin und der Ministerpräsidenten der Länder ist unzutreffend. Die Leitlinie  
     vom 23.03.2020 regelte in Punkt 2: „In der Öffentlichkeit ist, wo immer möglich, zu  
     anderen als den unter I. genannten Personen ein Mindestabstand von mindestens 1,5 m  
     einzuhalten.“ Sie regelte in Punkt 7: „Dienstleistungsbetriebe im Bereich der  
     Körperpflege wie Friseure, Kosmetikstudios, Massagepraxen, Tattoo-Studios und     
     ähnliche Betriebe werden geschlossen, weil in diesem Bereich eine körperliche Nähe  
     unabdingbar ist. Medizinisch notwendige Behandlungen bleiben weiter möglich.“ 
 
Es ist unschwer erkennbar, dass diese Formulierungen kein striktes „Kontaktverbot“ 
enthalten, wie vom BesD-Vorstand unterstellt. Denn die Vorgabe eines 1,5-Meter-
Abstandsgebots sollte nur in einem eingeschränkten Sinne gelten: „wo immer möglich“. Auch 
die Vorgabe, dass Dienstleistungsbetriebe, in denen körperliche Nähe unabdingbar ist, zu 
schließen seien, ist unmissverständlich. Wenngleich Sexarbeiter/innen zweifellos 
„körpernah“ tätig sind, sind sie selbst doch keineswegs „Dienstleistungsbetriebe“, die 
„geschlossen“ werden können. In diese Vorgaben hineinzulesen, dass „jegliche Art der 
Sexarbeit mit Kundenkontakt verboten ist“, wie der BesD-Vorstand es tut, ist mutwillig 
und abenteuerlich. 
 
(3) Auch die Feststellung des BesD-Vorstands: „Viele Bundesländer haben explizit alle  
     Arten von körpernaher, sexueller Dienstleistung untersagt“, ist sachlich unzutreffend.  
 
     - Richtig ist, dass nur in zwei von sechzehn Bundesländern sexuelle Dienstleistungen  
       per Corona-Landesverordnung explizit verboten wurden, nämlich in Berlin und  
       Hamburg. 
 
     - In fünf weiteren Bundesländern sind definitiv „körpernahe Dienstleistungen“ (ohne  
       ausdrückliche Nennung der Prostitution) untersagt (Bremen, Niedersachsen, NRW,    
       Schleswig-Holstein und Thüringen). 
 
     - In drei Bundesländern ist körpernahen „Dienstleistungsbetrieben“ die Öffnung bzw.  
       der Publikumsverkehr untersagt (Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt). 
 
 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/besprechung-der-bundeskanzlerin-mit-den-regierungschefinnen-und-regierungschefs-der-laender-1733248
https://www.berlin.de/corona/massnahmen/orientierungshilfe-fuer-gewerbe/
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Somit ist die Prostitutionsausübung jenseits Betreiber geführter Prostitutionsgewerbe definitiv 
nur in sieben Bundesländern verboten, in dreien dürfte es möglicherweise strittig sein, in 
sechs Bundesländern (Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern und das Saarland) ist sie aufgrund der vorliegenden Verordnungen keinesfalls 
untersagt. Denn dort enthalten die einschlägigen Verordnungen weder im Hinblick auf 
„Dienstleistungsbetriebe“, noch in Bezug auf „körpernahe Dienstleistungen“ spezifische 
restriktive Regelungen gegenüber der Prostitutionstätigkeit als solcher. 
 
Folglich ist die vom BesD-Vorstand vertretene Auffassung, man müsse in ganz Deutschland 
„derzeit von einem faktischen Verbot jeglicher Art der Sexarbeit mit körperlichem 
Kundenkontakt ausgehen“, nicht korrekt und eine Falschinformation derjenigen, die man 
vorgibt zu vertreten. Man bindet ihnen einen Bären auf und entmutigt sie, im Falle einer 
ungerechtfertigten Strafandrohung rechtlich dagegen vorzugehen. 
 
Es stellt sich die Frage, warum der BesD-Vorstand derartige Desinformation nötig hat. 

 

Wir haben auf die Bereitwilligkeit und Schnelligkeit verwiesen, mit der sich der BesD-

Vorstand ruckzuck davon verabschiedet hat, mittels Empfehlungen an das 

selbstverantwortliche Handeln von Sexarbeiter/innen zu appellieren. Wir sehen, wie der 

BesD-Vorstand staatliche Prostitutionsverbote im Zusammenhang der Corona-Pandemie 

umstandslos als Ausdruck vernunftgeleiten Handelns hinstellt. Und wir stellen eine von der 

tatsächlichen Rechtslage her unbegründete und daher völlig überflüssige Unterwerfung 

sogar unter real gar nicht bestehende Prostitutionsverbote fest. 

 

Da man Unwissen auf Seiten des BesD nicht unterstellen kann, muss Absicht und Kalkül im 

Spiel sein. Ganz offenbar will man sich bei staatlichen Behörden lieb Kind machen. Denn 

wer sich dazu bereitfindet und in der Lage ist, auf Sexarbeiter/innen Einfluss zu nehmen, 

sodass sie im Zweifel auf die Ausübung ihrer Tätigkeit verzichten und sich auch in Zeiten 

eines rechtlichen Ausnahmetzustands verordnungskonform verhalten, der profiliert und 

empfiehlt sich als zukünftiger Ordnungsfaktor. Womöglich – so das Kalkül – gewinnt man 

dadurch die heiß ersehnte Anerkennung als staatlich lizensierter Berufsverband für 

Sexarbeiter/innen.  

 

An der grundsätzlichen Staatstreue des BesD-Vorstands dürften jedenfalls kaum Zweifel 

bestehen: Die diskriminierende strafrechtliche Reglementierung der Prostitution hat man 

längst geschluckt – von einigen Sonntagsreden gegen ‚Sperrgebiete‘ mal abgesehen. 

Anstelle der staatlich betriebenen Entrechtung von Sexarbeit wird seit geraumer Zeit die 

aus der Mitte der Gesellschaft erfolgende Stigmatisierung zum eigentlichen Problem von 

Sexarbeiter/innen erklärt. Das entlastet den Staat. Der Kampf gegen das 

Prostituiertenschutzgesetz findet infolgedessen auch nicht mehr statt und ist längst hinter die 

angeblich so zentrale Beschäftigung mit einer Handvoll Hardcore-Abolitionisten wie 

Breymayer etc. zurückgetreten. So betreibt man eine Ablenkung von den eigentlichen 

Aufgaben der Hurenbewegung.  

 

Und in der Corona-Krise macht der BesD-Vorstand bella figura, indem er nicht nur den 

Sexkaufverbot in Karlsruhe grundsätzlich befürwortet und (zum Teil gar nicht bestehenden) 

staatlichen Prostitutionsverboten vorab seinen Segen erteilt, sondern auch das damit 

verbundene Strafregime gegenüber Sexarbeiter/innen umstandslos akzeptiert: „Bestrafung 

muss sein, keine Frage“, erklärt Nicole Schulze, Mitglied im Vorstand des BesD.7 Der wirbt 

                                                           
7 Sexarbeiterin im Interview „Viele Prostituierte können in ihrer Not nicht widerstehen“,  
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inzwischen dafür, dass Sexarbeiter/innen im Wiederholungsfall nur zu Geldstrafen bis 

maximal 150 € verdonnert werden.8 Das nennt man „konstruktive“ reformorientierte Politik! 

Da ist mittlerweile selbst Huschke Mau staatskritischer als der BesD-Vorstand.  

 

Das alles ist jedoch nur konsequent, wenn man mit Johanna Weber der Auffassung ist, dass 

seitens des Staates zwischen Sexarbeiter/innen und anderen Selbstständigen „keine 

Unterschiede gemacht“ würden und Sexarbeit inzwischen „als eine ganz normale 

Tätigkeit gesehen wird“.9 In leicht nationaler Erregung konstatiert der BesD-Vorstand auf 

seinem Facebook-Account, dass „wir in Deutschland“ derzeit „in einer 

gesamtgesellschaftlichen Anstrengung“ die Ausbreitung des Corona-Virus verzögern. 

Wer sich wie der BesD-Vorstand mittlerweile als Teil dieses nationalen „Wir“ versteht, der 

kann sich dann ruhig auch mal ein paar abwertende Sprüche gegenüber migrantischen 

„Armutsprostituierten“ leisten.  

 

In der ‚Süddeutschen Zeitung‘ brachte Salomé Balthus – diesmal für ihre Verhältnisse viel zu 

naiv – den aktuellen Berliner Sexarbeits-Zeitgeist wie folgt auf den Punkt:  
 
 „Ich würde mir wünschen, dass die Gesellschaft in der Corona-Krise erkennt, dass wir ein 
 Teil von ihr sind. Sie verlangt von uns, dass wir aus Rücksicht auf andere unseren Beruf nicht 
 ausüben. Da sollte auch Solidarität zurückkommen."10  

 
Sorry, aber das ist eine Milchmädchen-Rechnung. Es mag ja sein, dass auch der BesD jetzt 
in der „Mitte der Gesellschaft“ angekommen ist. Aber dies mit einer Anerkennung von 
Prostitution durch die bürgerliche Gesellschaft zu verwechseln, wäre ein fataler Irrtum. Mit 
der vom BesD-Vorstand aktuell betriebenen Politik einer vorauseilenden Unterwerfung unter 
bestehende rechtliche Gegebenheiten wird das nichts werden. Aber die Hoffnung stirbt ja 
bekanntlich zuletzt. 

 

IX. Freier-Bashing: Nun auch mit dem BesD 
 

Um im Zuge der Befürwortung staatlicher Prostitutionsverbote das Fass vollzumachen, 

verweist der BesD – im Einklang mit dem medialen Mainstream – auf die Gefährlichkeit von 

Prostitution für den Fall, dass Sexarbeiter/innen sich unter den Bedingungen von Corona 

dennoch darauf einlassen.  

                                                           
https://www.ksta.de/panorama/sexarbeiterin-im-interview--viele-prostituierte-koennen-in-ihrer-not-nicht-
widerstehen--36543184, 11.04.2020 
8 vgl.: https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/04/08/stellungnahme-besd-e-v-drakonische-
bussgelder-zur-durchsetzung-des-prostitutionsverbots/, 08.04.2020 
9 "Es ist gut, dass keine Unterschiede gemacht werden", https://www.rbb24.de/panorama/thema/2020 
/coronavirus/beitraege/prostituierte-situation-corona-soforthilfen-berlin.html, 31.03.2020. Doch wenig später 
legte sich die anfängliche Euphorie wieder und Weber ruderte zurück: „Auch die Sexarbeitenden selber werden 
in diesem Zusammenhang wie alle anderen von Arbeitsverbot betroffenen Soloselbstständigen behandelt. Bis 
hierhin gilt Gleichbehandlung, was für unsere Branche schon ein Fortschritt ist. Mit den zunehmenden 
Lockerungen werden die Unterschiede aber wieder deutlicher.“ https://berufsverband-
sexarbeit.de/index.php/2020/05/10/bestandsaufnahme-sexarbeit-und-auswirkungen-des-corona-
kontaktverbotes/amp/?__twitter_impression=true, 11.05.2020. Bald darauf aber wird die Welt wieder durch 
die rosarote Brille gesehen: „Seit Jahren gehört es zu den erklärten Zielen der Regierung, eine 
Entstigmatisierung von Sexarbeitenden voranzutreiben. Wenn der Schutz und die Stärkung der 
Selbstbestimmung von Sexarbeitenden ernst genommen wird, geht an rechtlicher Gleichbehandlung kein Weg 
vorbei.“ Vgl. https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/05/19/zusammenschluss-aus-bundestag-will-
corona-fuer-sexkaufverbot-missbrauchen/, 19.05.2020 
10 vgl. https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/prostituierte-sexarbeit-mit-erhoehtem-risiko-1.4852274, 
20.03.2020 

https://www.ksta.de/panorama/sexarbeiterin-im-interview--viele-prostituierte-koennen-in-ihrer-not-nicht-widerstehen--36543184
https://www.ksta.de/panorama/sexarbeiterin-im-interview--viele-prostituierte-koennen-in-ihrer-not-nicht-widerstehen--36543184
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/04/08/stellungnahme-besd-e-v-drakonische-bussgelder-zur-durchsetzung-des-prostitutionsverbots/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/04/08/stellungnahme-besd-e-v-drakonische-bussgelder-zur-durchsetzung-des-prostitutionsverbots/
https://www.rbb24.de/panorama/thema/2020%20/coronavirus/beitraege/prostituierte-situation-corona-soforthilfen-berlin.html
https://www.rbb24.de/panorama/thema/2020%20/coronavirus/beitraege/prostituierte-situation-corona-soforthilfen-berlin.html
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/05/10/bestandsaufnahme-sexarbeit-und-auswirkungen-des-corona-kontaktverbotes/amp/?__twitter_impression=true
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/05/10/bestandsaufnahme-sexarbeit-und-auswirkungen-des-corona-kontaktverbotes/amp/?__twitter_impression=true
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/05/10/bestandsaufnahme-sexarbeit-und-auswirkungen-des-corona-kontaktverbotes/amp/?__twitter_impression=true
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/05/19/zusammenschluss-aus-bundestag-will-corona-fuer-sexkaufverbot-missbrauchen/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/05/19/zusammenschluss-aus-bundestag-will-corona-fuer-sexkaufverbot-missbrauchen/
https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/prostituierte-sexarbeit-mit-erhoehtem-risiko-1.4852274
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Kaum hatten die Medien das Thema ‚Corona/Prostitution‘ auf dem Schirm, wusste man 

wieder mal zu berichten, dass Prostitutionskunden nun „noch ungehinderter als bisher ihre 

Bedingungen diktieren“, „die Frauen noch weiter im Preis drücken und Praktiken von ihnen 

verlangen, die sie unter anderen Bedingungen nicht mitmachen würden.“11Die von den 

Medien verbreitete Annahme, Frauen, die zuvor in Bordellen gearbeitet haben, würden 

nunmehr ihre Dienstleistungen „aus Not“ auf der Straße anbieten, ist eine Sichtweise, die 

vielfach der Konkurrenz zwischen Bordell- und Straßenprostitution entspringt und lediglich 

die Angst einiger Betreiber/innen spiegelt, sie könnten durch die Corona-Krise die bei ihnen 

tätigen Sexarbeiter/innen verlieren.12  

 

Nach Ansicht von ZDF-Journalisten führt allein das Kontaktsperre-bedingte Ausbleiben von 

Freiern „zu einem regelrechten Preisdumping“.13 Die Überlegung, dass eine strafbewehrte 

Kontaktsperre auch ein allenthalben zu beobachtendes Ausbleiben von Prostituierten auf 

dem Straßenstrich14 und damit einen gegenläufige Tendenz zur Folge haben könnte, kam 

den öffentlich-rechtlichen Meinungsmachern eigenartigerweise nicht in den Sinn. 

 

                                                           
11 So Herr Schönborn vom christlichen Berliner Verein Neustart e.V. in: https://www.welt.de/politik 

/deutschland/article206609701/Bordelle-schliessen-Die-illegale-billige-Prostitution-hat-jetzt-Oberwasser.html, 
17.03.2020. Die Debatte geht jetzt in diesem Stil munter weiter, jeder darf mal: „Verstärkt werde der 
Teufelskreis von Kunden, die die Not der Frauen ausnutzten und illegalen Sex zu Dumpingpreisen verlangten. 
‚Das sind dieselben Freier, die sonst auch Sex ohne Kondom verlangen.‘“ Vgl. https://www.hna.de/kassel 
/corona-prostitution-kassel-angebot-dienste-illegal-13762540.html, 14.05.2020 
12 So berichtete eine Frankfurter Bordellbetreiberin gegenüber der Bild-Zeitung: „Der Straßenstrich, den es 
vorher schon gab, blüht jetzt richtig auf. Es gibt keine Konkurrenz von den Laufhäusern mehr"… Es bleibt 
abzuwarten, ob die seit Sonntag geltenden Kontaktverbote in ganz Deutschland auch dem Straßenstrich 
weitestgehend den Hahn abdrehen werden.“ Vgl.: https://www.tag24.de/thema/coronavirus/coronavirus-
corona-krise-prostitution-veraenderung-strassenstrich-puff-bordell-frankfurt-bahnhofsviertel-prostituie-
1467172, 23.03.2020.  
Die bloß vermutete Not der Frauen auf den Straßen wird instrumentalisiert und dramatisiert, um sich selbst 
und den eigenen Betrieb in Szene zu setzen: „Natalie Zimmermann-Bauer, die als Unternehmerin ins Milieu 
eingestiegen ist, sieht die Folgen: "Die Frauen gehen in die großen Städte und arbeiten illegal auf der Straße. Zu 
Bedingungen, die man seinem größten Feind nicht wünschen würde." Alles, was an Rechten erwirkt wurde, läge 
in Trümmern. "Wo vor Corona 1000 Freier waren, bleiben jetzt 100, denen alles egal ist. Und um die wird 
gefeilscht. Die Frauen unterbieten sich gegenseitig, für 30 Euro oder noch weniger machen sie alles. Wirklich 
alles, auch ohne Schutz. Nur um etwas Geld für eine billige Übernachtung und Essen zusammenzubekommen, 
sonst schlafen sie auf der Parkbank." https://www.infranken.de/regional/kitzingen/corona-stuerzt-
prostituierte-in-illegalitaet-fuer-30-euro-oder-noch-weniger-machen-sie-alles;art218,5002872, 15.05.2020 
13 „Doch durch die Kontaktsperre während der Corona-Krise bleiben auch dort die Freier aus, sodass es zu 

einem regelrechten Preisdumping kommt.“ vgl.: https://www.zdf.de/politik/frontal-21/prostitution-in-zeiten-

von-corona-100.html?fbclid=IwAR1VU8C_OP-hpKzSnsMQ_9s2Bnvexp1kdV4CQx6Aqg99JRhe1tHAdmEFiOc, 

14.04.2020 
14 „Es ist kaum noch eine Frau auf der Straße zu sehen, sagt Greb.“ Allerdings, so die Mitarbeiterin der 

Hamburger Beratungsstelle Ragazza, würden einige der Frauen jetzt Sex im Auto oder „in den Büschen“ 

praktizieren. Vgl. https://www.abendblatt.de/hamburg/article228789957/Hamburger-Bordell-Manager-Es-rufen-

immer-noch-Freier-an.html, 27.03.2020. Aus Nürnberg berichtete Kassandra-Mitarbeiterin Göhring, „dass 
keine Frau sich bei ihr gemeldet hätte mit dem Anliegen, trotz des Verbotes auf der Straße arbeiten zu 
wollen.“ https://www.infranken.de/regional/kitzingen/corona-stuerzt-prostituierte-in-illegalitaet-fuer-30-
euro-oder-noch-weniger-machen-sie-alles;art218,5002872, 15.05.2020. Und auch der BesD-Vorstand muss 
einräumen: „Dadurch, dass Bordelle und Laufhäuser geschlossen sind, bleiben nur noch Privatwohnungen oder 
der Straßenstrich. Aber auch dort ist die Zahl der Frauen stark reduziert, wie mir Sozialarbeiter berichtet 
haben.“ https://www.augsburger-allgemeine.de/wirtschaft/Sexarbeit-in-der-Corona-Krise-Fuer-manche-geht-
es-ums-nackte-Ueberleben-id57381576.html, 13.05.2020 

https://www.welt.de/politik%20/deutschland/article206609701/Bordelle-schliessen-Die-illegale-billige-Prostitution-hat-jetzt-Oberwasser.html
https://www.welt.de/politik%20/deutschland/article206609701/Bordelle-schliessen-Die-illegale-billige-Prostitution-hat-jetzt-Oberwasser.html
https://www.hna.de/kassel%20/corona-prostitution-kassel-angebot-dienste-illegal-13762540.html
https://www.hna.de/kassel%20/corona-prostitution-kassel-angebot-dienste-illegal-13762540.html
https://www.tag24.de/thema/coronavirus/coronavirus-corona-krise-prostitution-veraenderung-strassenstrich-puff-bordell-frankfurt-bahnhofsviertel-prostituie-1467172
https://www.tag24.de/thema/coronavirus/coronavirus-corona-krise-prostitution-veraenderung-strassenstrich-puff-bordell-frankfurt-bahnhofsviertel-prostituie-1467172
https://www.tag24.de/thema/coronavirus/coronavirus-corona-krise-prostitution-veraenderung-strassenstrich-puff-bordell-frankfurt-bahnhofsviertel-prostituie-1467172
https://www.infranken.de/regional/kitzingen/corona-stuerzt-prostituierte-in-illegalitaet-fuer-30-euro-oder-noch-weniger-machen-sie-alles;art218,5002872
https://www.infranken.de/regional/kitzingen/corona-stuerzt-prostituierte-in-illegalitaet-fuer-30-euro-oder-noch-weniger-machen-sie-alles;art218,5002872
https://www.zdf.de/politik/frontal-21/prostitution-in-zeiten-von-corona-100.html?fbclid=IwAR1VU8C_OP-hpKzSnsMQ_9s2Bnvexp1kdV4CQx6Aqg99JRhe1tHAdmEFiOc
https://www.zdf.de/politik/frontal-21/prostitution-in-zeiten-von-corona-100.html?fbclid=IwAR1VU8C_OP-hpKzSnsMQ_9s2Bnvexp1kdV4CQx6Aqg99JRhe1tHAdmEFiOc
https://www.abendblatt.de/hamburg/article228789957/Hamburger-Bordell-Manager-Es-rufen-immer-noch-Freier-an.html
https://www.abendblatt.de/hamburg/article228789957/Hamburger-Bordell-Manager-Es-rufen-immer-noch-Freier-an.html
https://www.infranken.de/regional/kitzingen/corona-stuerzt-prostituierte-in-illegalitaet-fuer-30-euro-oder-noch-weniger-machen-sie-alles;art218,5002872
https://www.infranken.de/regional/kitzingen/corona-stuerzt-prostituierte-in-illegalitaet-fuer-30-euro-oder-noch-weniger-machen-sie-alles;art218,5002872
https://www.augsburger-allgemeine.de/wirtschaft/Sexarbeit-in-der-Corona-Krise-Fuer-manche-geht-es-ums-nackte-Ueberleben-id57381576.html
https://www.augsburger-allgemeine.de/wirtschaft/Sexarbeit-in-der-Corona-Krise-Fuer-manche-geht-es-ums-nackte-Ueberleben-id57381576.html
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In dieser Debatte wollten die christlichen Beratungsstellen der Diakonie mit ihrem geballten 

Fachwissen nicht nachstehen. „Der Druck ist so hoch, da nehmen die Frauen lieber mehr 

Kunden für wenig Geld. Die Frauen werden erpressbarer“15, erklärte Anna Waxweiler, 

Mitarbeiterin der Diakonie-Beratungsstelle Sperrgebiet in Hamburg. Im SPIEGEL legte sie 

nach und behauptete bar jeglicher Fakten: „Die Armutsprostitution verlagert sich jetzt noch 

weiter in unkontrollierbare Bereiche. ‚Diese Frauen sind ihren Freiern jetzt noch mehr 

ausgeliefert‘."16 

 

Die Hamburger Beratungsstelle „Sperrgebiet“ steht auf der Liste jener Beratungsstellen, an 

die der BesD Sexarbeiter/innen verweist. Da wundert es nicht, wenn just zu diesem 

Zeitpunkt auch der BesD-Vorstand beginnt, in die gleiche Kerbe zu schlagen. So erklärt er in 

Bezug auf den „hohen Anteil von Menschen in der Sexarbeit“, die „von der Hand in den 

Mund“ leben: 
 
 „Einige Kunden nützen die Lage dieser marginalisierten Gruppe von Sexarbeiter*innen aus – 
 sie wissen um deren Not und drücken die ohnehin niedrigen Preise oder versuchen, 
 normalerweise nicht angebotene Leistungen zu erpressen.“17 

 

Obwohl man sehr wohl weiß, dass „die Mehrheit der Kunden … nicht gefährlich, eher 

Biedermänner, seriöse Geschäftsleute oder der ganz normale Nachbar von nebenan“18 sind, 

beteiligt man sich fahrlässig an der medialen Konstruktion des Zerrbilds erpressender Freier 

oder erklärt sie allesamt – sofern sie in Corona-Zeiten Sexarbeiter/innen kontaktieren – 

gleich mal für „Verrückte“ oder Wahnsinnige“.19 Gegenüber der WAZ behauptet BesD-

Sprecherin Johanna Weber, die Freier würden wissen, dass ein hoher Anteil von 

Sexarbeiter/innen in Corona-Zeiten aufgrund rückgehender Nachfrage um ihr Überleben 

kämpfen würde:  
 
 „Das wissen auch Freier: „Einige Kunden nutzen die Lage der Sexarbeiterinnen aus – sie 
 wissen um deren Not und drücken die Preise oder versuchen, normalerweise nicht 
 angebotene Leistungen zu erpressen“, sagt Weber.“20 
 

Das muss man gegenüber auflagenstarken Blättern nur oft genug wiederholen, dann ist 
diese Lesart verbreitet, ist sie in den Köpfen und nicht mehr zurückzuholen. Mit großer 
Genugtuung kommentiert daher die Zeitung: 
  

                                                           
15 https://www.mopo.de/hamburg/corona-in-hamburg-huren-unter-druck---frauen-nehmen-mehr-kunden-
fuer-wenig-geld--36481366, 28.03.2020 
16 vgl.: https://www.spiegel.de/consent-a-?targetUrl=https%3A%2F%2Fwww.spiegel.de%2 

Fpolitik%2Fdeutschland%2Fcorona-krise-und-prostitutionsverbot-auf-kosten-der-frauen-a-fb767fef-b9db-

4408-8c3d-cd676ab61ded&ref= https%3A%2F%2Fwww.google.de%2F, 11.04.2020  
17 vgl. https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/04/08/stellungnahme-besd-e-v-drakonische-

bussgelder-zur-durchsetzung-des-prostitutionsverbots/, 08.04.2020  
18 Vgl.: https://www.svz.de/deutschland-welt/panorama/Corona-Krise-Susanne-Wilp-ueber-Situation-der-

Prostituierten-id27920477.html, 04.04.2020 
19 So erklärt Besd-Mitglied Madame Kali: “You would think pretty much everyone would have got the message 
but there are still some weirdos out there,” she said. “I usually ask them if they’ve been watching the news or if 
they’re just insane.” Siehe: https://www.latimes.com/world-nation/story/2020-03-26/coronavirus-sex-
workers-germany-prostitution-legal, 26.03.2020 
20 https://www.waz.de/staedte/duisburg/corona-in-duisburg-prostituierte-bieten-sex-im-internet-an-

id229046919.html, 05.05.2020. Eine andere dem BesD nahestehende Berliner Sexarbeiterin erklärte: „Es gibt 
Kunden, die diese Notlage noch zusätzlich ausnutzen und die Preise drücken, Gewalt gegen Sexarbeiter*innen 
nimmt zu.“ Vgl.: https://taz.de/Sexarbeiterin-ueber-Corona-Kontaktsperre/!5674224/, 04.04.2020 

https://www.mopo.de/hamburg/corona-in-hamburg-huren-unter-druck---frauen-nehmen-mehr-kunden-fuer-wenig-geld--36481366
https://www.mopo.de/hamburg/corona-in-hamburg-huren-unter-druck---frauen-nehmen-mehr-kunden-fuer-wenig-geld--36481366
https://www.spiegel.de/consent-a-?targetUrl=https%3A%2F%2Fwww.spiegel.de%252%20Fpolitik%2Fdeutschland%2Fcorona-krise-und-prostitutionsverbot-auf-kosten-der-frauen-a-fb767fef-b9db-4408-8c3d-cd676ab61ded&ref=%20https%3A%2F%2Fwww.google.de%2F
https://www.spiegel.de/consent-a-?targetUrl=https%3A%2F%2Fwww.spiegel.de%252%20Fpolitik%2Fdeutschland%2Fcorona-krise-und-prostitutionsverbot-auf-kosten-der-frauen-a-fb767fef-b9db-4408-8c3d-cd676ab61ded&ref=%20https%3A%2F%2Fwww.google.de%2F
https://www.spiegel.de/consent-a-?targetUrl=https%3A%2F%2Fwww.spiegel.de%252%20Fpolitik%2Fdeutschland%2Fcorona-krise-und-prostitutionsverbot-auf-kosten-der-frauen-a-fb767fef-b9db-4408-8c3d-cd676ab61ded&ref=%20https%3A%2F%2Fwww.google.de%2F
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/04/08/stellungnahme-besd-e-v-drakonische-bussgelder-zur-durchsetzung-des-prostitutionsverbots/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/04/08/stellungnahme-besd-e-v-drakonische-bussgelder-zur-durchsetzung-des-prostitutionsverbots/
https://www.svz.de/deutschland-welt/panorama/Corona-Krise-Susanne-Wilp-ueber-Situation-der-Prostituierten-id27920477.html
https://www.svz.de/deutschland-welt/panorama/Corona-Krise-Susanne-Wilp-ueber-Situation-der-Prostituierten-id27920477.html
https://www.latimes.com/world-nation/story/2020-03-26/coronavirus-sex-workers-germany-prostitution-legal
https://www.latimes.com/world-nation/story/2020-03-26/coronavirus-sex-workers-germany-prostitution-legal
https://www.waz.de/staedte/duisburg/corona-in-duisburg-prostituierte-bieten-sex-im-internet-an-id229046919.html
https://www.waz.de/staedte/duisburg/corona-in-duisburg-prostituierte-bieten-sex-im-internet-an-id229046919.html
https://taz.de/Sexarbeiterin-ueber-Corona-Kontaktsperre/!5674224/
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 „Die Zustände in der Prostitution, so bestätigen es Sexarbeiterin und 
 Missionsschwester, sind in der jetzigen Situation für die Frauen prekärer als zuvor.“21 
 

Die „Missionsschwester“ ist übrigens die ebenfalls befragte Anti-Prostitutions-Nonne Lea 

Ackermann von Solwodi! Und in der Tat: Die Positionen der christlichen Abolitionisten und 

die des BesD-Vorstands gleichen sich immer mehr an. 

 

Was die die bürgerliche Presse als angenehme Übereinstimmung konstatiert, bringt EMMA-

Journalistin Chantal Louis hingegen auf die Palme: 

 
 „A propos „geiler Job“. Wir erinnern uns an die Vertreterinnen der Pro-Prostitutionslobby, die 

 in Talkshows das Mantra von der glücklichen Prostituierten herunterbeteten: Prostitution – ein 

 Beruf wie jeder andere, nur, dass der Verdienst so viel besser ist als an der 

 Supermarktkasse? Selbstständig, selbstbestimmt, super! Kein Wort von dem Heer der 

 Armuts- und Elendsprostituierten aus Rumänien und Bulgarien, die inzwischen 90 Prozent der 

 rund 300.000 Frauen ausmachen, die deutschen Freiern zu Diensten sein müssen. Plötzlich 

 aber tönt das ganz anders. Viele der „marginalisiert“ arbeitenden Frauen hätten „weder 

 Krankenversicherung noch festen Wohnsitz“, erklärt nun Johanna Weber, ihres Zeichens Ex-

 Vorsitzende des „Berufsverbands erotischer und sexueller Dienstleistungen“ (BESD). Ihnen 

 drohe nun die Obdachlosigkeit. Viele Sexarbeitende hätten „nahezu keine Rücklagen“. Sie 

 würden wohl trotz Verbot weiterarbeiten. „Was sollen sie auch machen, wenn sie nichts zu 

 essen haben?“22 

 

Die Aufregung der Prostitutionsgegnerinnen von EMMA ist verständlich: Man sieht offenbar 

die Felle davonschwimmen, wenn der BesD nun in ihrem Terrain wildert. Was die 

Abolitionisten können, das kann der BesD-Vorstand schon lange, scheint dort die Devise.  

 

Mit seiner Beteiligung am Freier-Bashing geht der BesD genau in diese Richtung und fügt 

sich bruchlos ein in eine mediale Berichterstattung, die Sexarbeiter/innen und deren Kunden 

gerne als unverantwortlich Handelnde porträtiert, sofern sie trotz Corona-

Prostitutionsverboten weiterhin sexuelle Dienstleistungen verkaufen bzw. kaufen.  

 

Journalisten, die Sexarbeiter-Anzeigen im Internet abtelefonieren und sich als Schein-

Kunden ausgeben, um anschließend in denunziatorischer Blockwartmentalität mit dem 

Finger auf diejenigen zu zeigen, die Corona-Regeln brechen, tragen zur öffentlichen 

Beschämung von Sexarbeiter/innen und zum allseits beliebten Freier-Bashing bei. Die 

leichtfertige Rede des BesD-Vorstands von „erpressenden Freiern“ und ähnliche 

Freundlichkeiten passen dazu wie die Faust aufs Auge. Die Tatsache, dass 

Prostitutionskunden bereits Wochen vor dem offiziellen Shutdown den Kauf sexueller 

Dienstleistungen massenhaft eingestellt haben, den Bordellen fernblieben sind und damit – 

und sei es auch nur aus Furcht – verantwortungsbewusst handelten, bleibt dagegen 

öffentlich unerwähnt. 

 

X. BesD: Gezielte Desinformation zu ALG-II 
 

Seit der Corona-bedingten Schließung von Prostitutionsstätten gibt es eine zentrale 

Botschaft des BesD-Vorstands, die die Einrichtung eines speziell auf Sexarbeiter/innen 

zugeschnittenen Nothilfefonds begründen soll. Diese Botschaft lautet: Es gibt einen „hohen 

                                                           
21 https://www.waz.de/staedte/duisburg/corona-in-duisburg-prostituierte-bieten-sex-im-internet-an-
id229046919.html, 05.05.2020 
22 siehe  https://www.emma.de/artikel/die-chance-zum-ausstieg-337619, 24.03.2020 

https://www.waz.de/staedte/bochum/bochum-coronakrise-treibt-prostituierte-in-finanzielle-not-id228984557.html
https://www.waz.de/staedte/bochum/bochum-coronakrise-treibt-prostituierte-in-finanzielle-not-id228984557.html
https://www.waz.de/staedte/duisburg/corona-in-duisburg-prostituierte-bieten-sex-im-internet-an-id229046919.html
https://www.waz.de/staedte/duisburg/corona-in-duisburg-prostituierte-bieten-sex-im-internet-an-id229046919.html
https://www.emma.de/artikel/die-chance-zum-ausstieg-337619
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Anteil an Menschen in der Sexarbeit“ mit einem „fehlenden Anspruch auf staatliche 

Grundsicherung“.23  

 

Immer wieder erklärt die politische Sprecherin des BesD, Johanna Weber: „Auf 

Sozialleistungen hätten viele keinen Anspruch.“24 Andere taten es ihr nach: „Auch Hartz 

IV könnten viele nicht beantragen, weil sie die Voraussetzungen nicht erfüllten“, so 

BesD-Vorstandsmitglied Nicole Schulze.25 Der BesD-Vorstand hebt hervor, dass die 

Situation der Sexarbeiter/innen im Vergleich zu anderen Branchen besonders dramatisch 

sei:  

 
 „Der Anteil von Sexarbeiter*innen, die keinen Anspruch auf staatliche Hilfen – wie zum 

 Beispiel die Grundsicherung – haben, ist im Vergleich zu anderen Branchen sehr groß.“26 

 

Eben deshalb habe man den „BesD Nothilfe Fonds“ ins Leben gerufen für all jene, „die durch 

alle Netze fallen und keinen Anspruch auf staatliche Hilfen haben.“27 Wenn aber sämtliche 

Spenden „an Sexarbeitende in Notsituationen (gehen), die keinen Anspruch auf staatliche 

Hilfen haben“28, so stellt sich die Frage, warum das so ist und welche Sexarbeiter/innen das 

eigentlich genau sein sollen, die die Voraussetzungen zum Bezug staatlicher Hilfen wie ALG 

II nicht erfüllen und daher angeblich „durch alle Raster fallen“. 

 

Die Angaben des BesD-Vorstands dazu bleiben allerdings stets auffallend vage, teilweise 
vieldeutig29 und widersprüchlich. Schaut man sich dessen Aussagen dazu genauer an, stößt 
man auf eine Menge Unkenntnis und falsche Informationen – für Leute, die beanspruchen 
einen „Berufsverband“ zu repräsentieren zumindest kein gutes Aushängeschild. 
 
 Bleier-Wilp vermutete zunächst, dass vornehmlich migrantische Sexarbeiter/innen von 
 staatlicher Unterstützung ausgeschlossen seien. 30 Gegenüber der ‚Schweriner Volkszeitung‘ 
 präzisierte sie ihre Meinung in einem Interview und erklärte die „Notfälle“, um die es gehe: 
 „das sind Frauen, die keine Krankenversicherung und keine Wohnung haben. Sie hatten 
 schon vor der Corona-Krise von der Hand in den Mund gelebt.“31 Kurz darauf schienen die 

                                                           
23 https://de-de.facebook.com/Sexarbeit/, 17.03. u. 30.03.2020 
24 https://www.tip-berlin.de/corona-krise-prostitution-und-sexarbeit-in-berlin/, 22.03.2020 
25 http://lokalo.de/artikel/192064/verband-katastrophale-corona-folgen-fuer-prostituierte/, 02.04.2020 
26 https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/04/08/stellungnahme-besd-e-v-drakonische-

bussgelder-zur-durchsetzung-des-prostitutionsverbots/, 08.04.2020 
27 ebenda 
28 https://clausstille.blog/tag/dona-carmen-e-v/, 16.04.2020 
29 So schreibt BesD-Vorstandsmitglied und Pressesprecherin Ariane: „Wenn ich an meine Kolleg:innen denke, 

die an der Strasse arbeiten; die als Migrant:innen fortwährend Rassismus und Diskriminierung ausgesetzt sind, 

die trotz Corona weiterarbeiten (müssen), um ihren Kühlschrank voll zu machen bzw. gar keinen Kühlschrank 

haben, weil sie wohnungslos sind; Drogen gebrauchende Sexworker oder Sexworker ohne Papiere, ohne 

gültige Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis, die alle keine Ansprüche auf staatliche Leistungen geschweige Hartz 

IV und sog. Corona Soforthilfe haben. Die bitter arm sind und tagtäglich ums nackte Überleben kämpfen. Die 

keinen Zugang zu Gesundheitsschutz haben. Für die ist der BESD Nothilfe Fonds gedacht…“. vgl. 

https://nuttenrepublik.com/2020/05/03/sexarbeit-nach-corona/amp/?__twitter_impression=true, 02.05.2020 

Die Ausführungen werfen die Frage auf, ob nach Meinung des BesD-Vorstands alle genannten Gruppierungen 

von Sexarbeiter/innen von staatlichen Leistungen ausgeschlossen sein sollen oder nur einige von ihnen. Eine 

Klärung dieser Frage ermöglichen die Ausführungen nicht.  
30 “As essential as the government bailout will be for many, Bleier Wilp said about 80% of the sex workers are 

foreigners only temporarily in Germany — and are unlikely to see any rescue funds.” https://www.latimes.com 
/world-nation/story/2020-03-26/coronavirus-sex-workers-germany-prostitution-legal, 26.03.2020 
31 https://www.svz.de/deutschland-welt/panorama/Corona-Krise-Susanne-Wilp-ueber-Situation-der-

Prostituierten-id27920477.html, 04.04.2020 

https://de-de.facebook.com/Sexarbeit/
https://www.tip-berlin.de/corona-krise-prostitution-und-sexarbeit-in-berlin/
http://lokalo.de/artikel/192064/verband-katastrophale-corona-folgen-fuer-prostituierte/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/04/08/stellungnahme-besd-e-v-drakonische-bussgelder-zur-durchsetzung-des-prostitutionsverbots/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/04/08/stellungnahme-besd-e-v-drakonische-bussgelder-zur-durchsetzung-des-prostitutionsverbots/
https://clausstille.blog/tag/dona-carmen-e-v/
https://nuttenrepublik.com/2020/05/03/sexarbeit-nach-corona/amp/?__twitter_impression=true
https://www.svz.de/deutschland-welt/panorama/Corona-Krise-Susanne-Wilp-ueber-Situation-der-Prostituierten-id27920477.html
https://www.svz.de/deutschland-welt/panorama/Corona-Krise-Susanne-Wilp-ueber-Situation-der-Prostituierten-id27920477.html
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 Kriterien für einen Ausschluss aus staatlichen Leistungen wie folgt: „Viele sind nicht 
 krankenversichert, nicht angemeldet, haben keine Aufenthaltsberechtigung in 
 Deutschland, oder sind bereits von Armut betroffen.“32 
 

 Dem schlossen sich andere Sexarbeiter/innen an, so beispielsweise Kristina Marlen (Berlin) 

 gegenüber der ‚taz‘: Selbständige Sexarbeiter/innen „haben keinen Anspruch auf 

 Grundsicherung, vielleicht weil sie keinen gesicherten Aufenthaltsstatus haben und nicht 

 angemeldet sind.“ Ein Notfallfonds jedenfalls müsse für diejenigen da sein, „die nicht 

 angemeldet sind oder keine Krankenversicherung haben.“33  

  

 Was aber bedeutet „nicht angemeldet sein“? Alice Frohnert versteht darunter, dass diejenigen 

 leer ausgehen würden, die nicht gemäß Prostituiertenschutzgesetz registriert seien und  somit 

 keinen Hurenpass vorweisen könnten: „Dabei spielt sie insbesondere auf die Frauen an, die 

 nicht angemeldet sind. ‚Nur ein geringer Bruchteil hat den Hurenpass und bekommt 

 Hilfsgelder‘, erklärt Frohnert, die sich seit Jahren für bessere Bedingungen, gegen die 

 Diskriminierung und Kriminalisierung der Branche einsetzt.“34  

 

 Schließlich erklärt Johanna Weber: „Zwar konnten auch einige Frauen staatliche Hilfen in 

 Anspruch nehmen, viele gingen aber leer aus. „Sie haben keinen festen Wohnsitz in 

 Deutschland“ und somit keine Leistungsansprüche, erklärt Weber. Sie wandern zum 

 Arbeiten von einer Terminwohnung zur nächsten, wo sie dann in der Regel in separaten 

 Zimmern auch wohnen können.“35 Damit erscheint der nicht vorhandene feste Wohnsitz als 

 Ausschlusskriterium für staatliche Leistungen. Kurz darauf präzisierte Weber und erklärte in 

 einem Beitrag auf der BesD-Website unter der Überschrift „Sexarbeitende ohne Möglichkeit 

 auf staatliche Mittel“: „Diese kommen unter normalen Umständen immer irgendwie über den 

 Monat, haben aber keine Versicherung, keine Steuernummer und oft auch keine feste 

 Wohnadresse.“36 

 

 Dem schließt sich Bleier-Wilp an. Gegenüber der ‚Augsburger Allgemeinen‘ erklärt sie, durch 

 das Raster fielen diejenigen Sexarbeiter/innen, „die weder über eine Krankenversicherung, 

 noch über eine Steuernummer oder einen festen Wohnsitz verfügen und keinen Anspruch 

 auf staatliche Grundsicherung oder Corona-Soforthilfe haben. Dazu zählen viele 

 Migrantinnen, die in Deutschland und Europa von einer Stadt in die nächste reisen. Manche 

 von ihnen sind auf der Straße gelandet.“37 

  

 Ganz durcheinander geraten die Ausschlusskriterien bezüglich ALG II bei BesD-Mitglied 
 Mademoiselle Ruby: „Wir stellen große Hilfsfonds für Kolleg*innen auf die Beine, die aufgrund 
 ihres Status als Migrant*innen, Geflüchtete oder nicht-registrierte Sexarbeitende keine 
 Anträge auf Soforthilfe oder ALG2 stellen können.“ Demgegenüber könnten „die mit 
 Hurenpass Registrierten … Anträge auf Soforthilfe und ALG II stellen.“ Mademoiselle Ruby 
 fragt daher rhetorisch: „Doch was ist mit den vielen Kolleg*innen, die sich nicht registrieren 
 konnten, aus Angst vor Outing, die aus anderen Ländern zum Arbeiten nach Deutschland 
 kommen?“38 

 

                                                           
32 https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/04/08/stellungnahme-besd-e-v-drakonische-
bussgelder-zur-durchsetzung-des-prostitutionsverbots/, 08.04.2020 
33 https://taz.de/Sexarbeiterin-ueber-Corona-Kontaktsperre/!5674224/, 04.04.2020 
34 Insiderin fordert unbürokratische Hilfen für Prostituierte in Corona-Krise, https://www.tag24.de/thema 

/coronavirus/insiderin-fordert-unbuerokratische-hilfen-fuer-prostituierte-in-corona-krise-1484262, 17.04.2020 
35 https://www.waz.de/staedte/duisburg/corona-in-duisburg-prostituierte-bieten-sex-im-internet-an-
id229046919.html, 05.05.2020 
36 https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/05/10/bestandsaufnahme-sexarbeit-und-auswirkungen-
des-corona-kontaktverbotes/amp/?__twitter_impression=true, 11.05.2020 
37 https://www.augsburger-allgemeine.de/wirtschaft/Sexarbeit-in-der-Corona-Krise-Fuer-manche-geht-es-ums-
nackte-Ueberleben-id57381576.html, 13.05.2020 
38 http://mademoiselleruby.com/offener-brief/, 13.05.2020 

https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/04/08/stellungnahme-besd-e-v-drakonische-bussgelder-zur-durchsetzung-des-prostitutionsverbots/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/04/08/stellungnahme-besd-e-v-drakonische-bussgelder-zur-durchsetzung-des-prostitutionsverbots/
https://taz.de/Sexarbeiterin-ueber-Corona-Kontaktsperre/!5674224/
https://www.tag24.de/thema%20/coronavirus/insiderin-fordert-unbuerokratische-hilfen-fuer-prostituierte-in-corona-krise-1484262
https://www.tag24.de/thema%20/coronavirus/insiderin-fordert-unbuerokratische-hilfen-fuer-prostituierte-in-corona-krise-1484262
https://www.waz.de/staedte/duisburg/corona-in-duisburg-prostituierte-bieten-sex-im-internet-an-id229046919.html
https://www.waz.de/staedte/duisburg/corona-in-duisburg-prostituierte-bieten-sex-im-internet-an-id229046919.html
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/05/10/bestandsaufnahme-sexarbeit-und-auswirkungen-des-corona-kontaktverbotes/amp/?__twitter_impression=true
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/05/10/bestandsaufnahme-sexarbeit-und-auswirkungen-des-corona-kontaktverbotes/amp/?__twitter_impression=true
https://www.augsburger-allgemeine.de/wirtschaft/Sexarbeit-in-der-Corona-Krise-Fuer-manche-geht-es-ums-nackte-Ueberleben-id57381576.html
https://www.augsburger-allgemeine.de/wirtschaft/Sexarbeit-in-der-Corona-Krise-Fuer-manche-geht-es-ums-nackte-Ueberleben-id57381576.html
http://mademoiselleruby.com/offener-brief/
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Die hier dargestellten Äußerungen zeigen nicht nur ein einzigartiges Tohuwabohu, sie sind 

vor allem grober Unfug und geeignet, Sexarbeiter/innen von den ihnen zustehenden sozialen 

Hilfen des Staates auszuschließen, was ihnen finanziell massiv schadet. Denn rechtlich gilt: 

 
 „Grundsätzlich haben alle Unionsbürgerinnen und Unionsbürger – sofern sie die 
 allgemeinen Voraussetzungen wie Hilfebedürftigkeit, gewöhnlicher Aufenthalt, 

 Erwerbsfähigkeit usw. erfüllen – einen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II.“39  
 
Nichtsdestotrotz besteht unter vielen Beratungsstellen für Sexarbeiter/innen ähnlich wie beim 

BesD-Vorstand die erkennbare Tendenz, Prostitutionsmigrantinnen aus dem ALG-II-System 

systematisch heraus zu drängen. So erklärt etwa Kassandra e.V. / Nürnberg:  

 
 „So sind viele Prostituierte gezwungen, Hartz IV zu beantragen. Doch auch hier wird es 

 problematisch: „Viele Prostituierte sind aus dem Ausland“, führt Göhring aus. „Und haben so 

 keinen Anspruch auf staatliche Sozialleistungen.“40 

 

In Kassel ist es die Beratungsstelle „Sichtbar“, die so argumentiert: 

 
 „Zurzeit wenden sich an Sichtbar vor allem Frauen in finanzieller Not. „Deutsche Prostituierte 
 können wir an das Jobcenter verweisen, wo eine Antragstellung auf Hartz IV-Leistungen 
 möglich ist. Wir unterstützen sie dann bei der Antragstellung.“ Das Problem der 
 Migrantinnen sei, dass für sie die staatlichen Hilfen nicht greifen, da sie in der Regel die 
 Zugangsvoraussetzungen zu den Jobcenter-Leistungen nicht erfüllen. Kubik: „Hier versuchen 
 wir, unbürokratisch über Notfallfonds zu helfen.“41 

 

So hält es auch die Beratungsstelle KOBRAnet aus Dresden/Leipzig: 

 
 „Die Situation sei sehr schwierig. «Diese Frauen haben keine Rücklagen, viele dafür ohnehin 
 schon Schulden. Die meisten sind auch nicht krankenversichert.» Und hätten auch keinerlei 
 Anspruch auf staatliche Hilfen, da die überwiegende Mehrheit der Sexarbeiterinnen aus 
 Osteuropa komme, so Ulrike Richter von der Fachberatungsstelle KOBRAnet.“42 

 
Die Beratungsstelle A.R.A. in Trier sah die Frauen in der Prostitution kurz vor der 
Obdachlosigkeit. Offensichtlich war aus ihrer Sicht aber das Jobcenter mit ALG-II nicht 
zuständig: 
 
 „Denn viele Frauen hätten keinen Lebensmittelpunkt in Deutschland, sondern 

 stammen aus den Balkanländern Rumänien, Bulgarien und Ungarn.“43 
 
Die Unterstützung der Beratungsstelle A.R.A. besteht nun darin, dass man sich bemüht, die 
Frauen aus der Prostitution zu retten und ihnen auf eigene Faust alternative Jobs zu 
besorgen, was das Jobcenter sicherlich entlastet:  
 
 „Osteuropäische Prostituierte in Trier sind in der Corona-Krise nach wie vor auf besondere 
 Hilfe angewiesen. Eine Beratungsstelle für Sexarbeit in Trier versucht, die Frauen vor 
 Obdachlosigkeit zu bewahren… Die Beratungsstelle für Sexarbeit in Trier, A.R.A. teilte mit, 

                                                           
39 Vgl. Harald Thome, Leitfaden ALG II / Sozialhilfe, Ausgabe 2019/2020, S. 95 
40 https://www.infranken.de/regional/nuernberg/nuernberg-prostitution-in-corona-krise-fuer-viele-frauen-
geht-es-um-die-existenz;art88523,4996182, 24.04.2020 
41 https://www.hna.de/kassel/corona-prostitution-kassel-angebot-dienste-illegal-13762540.html, 14.05.2020 
42 https://www.radiodresden.de/beitrag/geschlossene-bordelle-keine-corona-hilfe-fuer-sexarbeiterinnen-
634649/, 13.04.2020  
43 https://www.swrfernsehen.de/marktcheck/sexarbeit-prostitution-in-der-coronakrise-100.html, 06.04.2020 

https://www.infranken.de/Sozialleistungen:/
https://www.infranken.de/regional/nuernberg/nuernberg-prostitution-in-corona-krise-fuer-viele-frauen-geht-es-um-die-existenz;art88523,4996182
https://www.infranken.de/regional/nuernberg/nuernberg-prostitution-in-corona-krise-fuer-viele-frauen-geht-es-um-die-existenz;art88523,4996182
https://www.hna.de/kassel/corona-prostitution-kassel-angebot-dienste-illegal-13762540.html
https://www.radiodresden.de/beitrag/geschlossene-bordelle-keine-corona-hilfe-fuer-sexarbeiterinnen-634649/
https://www.radiodresden.de/beitrag/geschlossene-bordelle-keine-corona-hilfe-fuer-sexarbeiterinnen-634649/
https://www.swrfernsehen.de/marktcheck/sexarbeit-prostitution-in-der-coronakrise-100.html
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 sie bemühe sich, den Frauen andere Jobs zu vermitteln, etwa als Erntehelferinnen oder 
 zum Maskennähen.44 

 
Fantasiereich im Abwimmeln von Migrantinnen, wenn es um einen ALG-II-Bezug geht, sind 

auch die Abolitionisten von Solwodi: 

 
 „(Migrantische) Prostituierte „seien in keinem Hilfesystem, haben kein Anrecht auf 

 Sozialleistungen. Denn dafür müsse eine Arbeitsstelle von mindestens sechs Monaten in 

 Deutschland nachgewiesen werden.“45 

 
Bei Madonna e.V. in Bochum wird die Auffassung vertreten, Arbeitslosengeld sei für 
(migrantische) Sexarbeiter/innen derart negativ behaftet, weshalb der Hilfsfond des BesD 
geradezu alternativlos sei: 
 
 „Für viele Frauen wäre das Arbeitslosengeld der richtige Weg, aber das ist sehr negativ 

 behaftet“, sagt Köttner, „ohne den Hilfefonds vom BesD wären ganz viele Frauen 

 aufgeschmissen.“ 46 

 

Offenbar wird das in Bochum nichts mit dem ALG-II-Bezug von Sexarbeiter/innen. 
 

Das erkennbare Herausdrängen migrantischer Sexarbeiter/innen aus dem bestehenden 

staatlichen Unterstützungssystem ist eine problematische Entwicklung, da sie einer 

gesellschaftlichen Entsolidarisierung mit den Betroffenen gleichkommt.  

 

XI. Klarstellungen zum ALG-II-Bezug 
 

Es ist nicht unsere Absicht belehrend aufzutreten, aber ein Minimum von Klarstellung muss 
sein. Ganz prinzipiell sind all diejenigen berechtigt, staatliche Leistungen gemäß ALG II zu 
beziehen, die  
 
(1) mindestens 15 Jahre alt und noch nicht im Rentenalter sind,  
(2) ihren Lebensmittelpunkt in Deutschland haben,  
(3) erwerbsfähig sind (mindestens 3 Stunden pro Tag) und  
(4) hilfebedürftig sind.  
 
Das trifft grundsätzlich auch auf selbständige Sexarbeiter/innen zu, wie der BesD-Vorstand 
sehr wohl weiß. Denn er schreibt auf seinem Facebook-Account – wenn auch für 
interessierte Prostitutionsmigrantinnen so gut wie nicht auffindbar:  
 
 „Als selbstständige*r Sexarbeitende*r ist es möglich die vereinfachte Grundsicherung zu 
 beantragen. Für viele Selbstständige ist es sehr bitter, dass die Regierung ihnen in dieser 
 Situation nur „Hartz 4“ anbietet. Man sollte sich aber auf keinen Fall schämen diese 
 Leistungen in Anspruch zu nehmen!!!“47   
 

                                                           
44 https://www.swr.de/swraktuell/rheinland-pfalz/trier/prostituierte-in-not-in-coronakrise-100.html, 
11.05.2020 
45 https://remszeitung.de/2020/4/24/wenn-prostituierte-aussteigen-wollen-solwodi-betreut-
austeigerinnenwohnung-in-gmuend/, 24.04.2020 
46 https://www.waz.de/staedte/bochum/bochum-coronakrise-treibt-prostituierte-in-finanzielle-not-

id228984557.html, 24.04.2020 
47 https://de-de.facebook.com/Sexarbeit/, seit 17.04.2020. Zudem heißt es dort: „Zuwendungen aus dem BesD 
Nothilfe Fonds werden nachrangig zu staatlichen Leistungen vergeben – das heißt etwaige Ansprüche 
gegenüber gesetzlichen Kostenträgern (z. B. Jobcenter, Sozialamt, Krankenkasse) sind vor Antragstellung beim 
BesD e.V. an den entsprechenden Stellen geltend zu machen.“ 

https://www.swr.de/swraktuell/rheinland-pfalz/trier/prostituierte-in-not-in-coronakrise-100.html
https://www.waz.de/staedte/bochum/bochum-coronakrise-treibt-prostituierte-in-finanzielle-not-id228984557.html
https://www.waz.de/staedte/bochum/bochum-coronakrise-treibt-prostituierte-in-finanzielle-not-id228984557.html
https://de-de.facebook.com/Sexarbeit/
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Warum sollte es für Migrantinnen in der Sexarbeit – außer sie sind illegalisiert – nicht auch 
möglich sein, dieses Recht in Anspruch zu nehmen? Warum erfindet der BesD-Vorstand 
lauter Ausschlussgründe, die es Migrantinnen in der Prostitution angeblich verunmöglichen, 
von diesem Recht Gebrauch zu machen? 
 
Zu den vermeintlichen Gründen, die angeblich vor allem migrantische Sexarbeiter/innen vom 
ALG-II-Bezug ausschließen sollen, lässt sich Folgendes sagen:   
 
(1) Eine nicht vorhandene Steuernummer ist kein Grund, Sexarbeiter/innen ALG II zu  
     verweigern. Sie ist lediglich bei den Corona-Soforthilfen erforderlich (gewesen). Aber auf  
     sie bestand auch kein Rechtsanspruch.  
 
(2) Die nicht vorhandene Krankenversicherung ist ebenfalls kein Grund zu behaupten,  
     migrantische Sexarbeiter/innen seien vom ALHG-II-Bezug ausgeschlossen. Ganz im  
     Gegenteil. Für die Migrantinnen ohne KV besteht mit dem ALG-II-Bezug gerade die  
     Möglichkeit, in die gesetzliche Krankenversicherung reinzukommen, wenn sie es denn  
     wollen. (Andernfalls kann man auch auf die Erstattung von KV-Beiträgen seitens des  
     Jobcenters verzichten.) Warum weist man Prostitutionsmigrantinnen nicht auf diese  
     Möglichkeit hin, wenn man doch so ein großes Herz für die „Marginalisierten“ unter ihnen  
     hat?  
 
(3) Die Annahme, dass der Status als Migrantin ein Ausschlussgrund für den Bezug von  
     Hartz IV ist, ist zumindest für EU-Bürger abwegig, sofern sie ihren „gewöhnlichen  
     Aufenthalt“ hier in Deutschland haben. Das trifft immer dann zu, wenn sie schon seit  
     Längerem hier in der Prostitution tätig sind, auch wenn sie zwischenzeitlich  
     vorübergehend in ihre Heimatländer zurückkehren. 
 
(4) Auch eine Anmeldung in Form des Hurenpasses ist keine unabdingbare  
      Voraussetzung für einen ALG-II-Bezug. Das wäre ja auch das Allerletzte. Wie kann man  
      solche Behauptungen in die Welt setzen, ohne sich vorher kundig zu machen?  
 
(5) Bliebe noch die Behauptung des BesD, ein „nicht vorhandener fester Wohnsitz“ sei  
     ein Hinderungsgrund für die Beantragung von Hartz IV. Nur die absolute Unkenntnis des  
     deutschen Sozialsystems kann jemanden wie Johanna Weber oder Susanne Bleier-Wilp  
     dazu verleiten, dies öffentlich als Grund für den Ausschluss von staatlichen Leistungen  
     wie Hartz IV zu behaupten. Wir empfehlen interessierten BesD-Mitgliedern zum   
     Selbststudium den „Leitfaden ALG II / Sozialhilfe“ von Harald Thomé (760 S., 16,50 €),  
     wo man auf S. 55 nachlesen kann: 
 
 „Einen Wohnsitz zu haben, ist keine Vorrausetzung für den Bezug von ALG II / HzL der 
 Sozialhilfe. Sie müssen sich allerdings in Deutschland aufhalten, um Anspruch zu haben… 
 Ihren örtlichen Aufenthalt haben Sie immer dann nachgewiesen, wenn sie über eine 
 Betreuungs- und Beratungseinrichtung für die Behörde erreichbar sind…. Entscheidend ist 
 nicht, wo und ob sie polizeilich gemeldet sind. Auch eine vorübergehende Unterkunft bei 

 einem Bekannten, auf einem Campingplatz usw. lässt den Bezug von ALG II / HzL zu.“48 
 
     Der Unterschied zwischen „festem Wohnsitz“ und „Meldeadresse“ dürfte sich spätestens   

     seit Einführung des Prostituiertenschutzgesetzes eigentlich auch bis zum BesD  

     herumgesprochen haben. 

 

Angesichts der offenkundigen Desinformation, mit der der BesD-Vorstand gegenüber 

Sexarbeiter/innen als auch gegenüber der Öffentlichkeit agiert, wenn es um den Zugang zu 

staatlichen Leistungen nach ALG II geht, stellt sich die Frage nach dem Grund für ein 

                                                           
48 Harald Thomé, Leitfaden ALG II / Sozialhilfe, Ausgabe 2019/2020, S. 556 
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solches Handeln. Unkenntnis (allein) scheint nicht der Grund zu sein. Nach jüngsten 

Äußerungen von Johanna Weber muss man davon ausgehen, dass die beständige 

Desinformation der Öffentlichkeit in Kenntnis der tatsächlichen rechtlichen Voraussetzungen 

erfolgt, was die Sache nicht besser macht. So schrieb Weber kürzlich: 

 
 „Die meisten Sexarbeitenden haben allerdings keine wirklichen Rücklagen, um für längere 

 Zeiträume Miete, Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen oder Essen zu kaufen. Hier auf 

 die vereinfachte Grundsicherung zu verweisen halten wir für unangebracht…“49 

 

Migrantische Sexarbeiter/innen – denn sie sind ja „die meisten“ – auf die Möglichkeit der 

Beantragung der vereinfachten Grundsicherung hinzuweisen, hält der BesD-Vorstand („wir“) 

für „unangebracht“! Das ist ein Hammer und eine Schande für Leute, die als 

„Berufsverband für Sexarbeiter/innen“ ernstgenommen werden möchten! 

 

Man hat sogar eine Erklärung für die eigene Haltung parat: Anstatt ALG II (auf das es einen 

Rechtsanspruch gibt!) geltend zu machen, solle man doch lieber der Anregung der 

Gewerkschaft ver.di Folge leisten und im Kontext von Corona-Soforthilfen (auf die es keinen 

Rechtsanspruch gibt!) einen „fiktiven Unternehmerlohn“ in Höhe von 1.180 € monatlich 

geltend machen.  

 

Der Witz ist freilich: ver.di hat beide Wege – „Corona-Soforthilfen“ für Solo-Selbständige und 

ALG-II-Bezug – niemals, wie vom BesD-Vorstand suggeriert, alternativ gestellt. Die Corona-

Soforthilfen sind zudem zeitlich befristet, während bei Hartz IV lediglich der „vereinfachte 

Zugang“ zeitlich befristet ist. Voraussetzung für Corona-Soforthilfen ist eine Steuernummer, 

die viele Sexarbeiter/innen aufgrund der illegalen Praxis des „Düsseldorfer Verfahrens“ der 

Sonderbesteuerung im Prostitutionsgewerbe gar nicht vorweisen können. Und der „fiktive 

Unternehmerlohn“ in besagter Höhe ist durchaus kein unumstrittenes Faktum, sondern 

lediglich eine Forderung der Gewerkschaft ver.di, die von den verschiedenen Bundesländern 

gegenwärtig keineswegs anerkannt ist. 

 

Migrantische Sexarbeiter/innen auf diesen Weg zu verweisen, ist mithin eine glatte 

Verarschung. Man kann ja über verschiedene Möglichkeiten des Zugangs zu staatlichen 

Hilfen informieren, aber deshalb die Information notleidender Sexarbeiter/innen über die 

vereinfachte Grundsicherung für „unangebracht“ zu halten und die Öffentlichkeit mit Fake 

News bezüglich fehlender rechtlicher Voraussetzungen für einen staatlichen Leistungsbezug 

in die Irre zu führen, ist schon ein starkes Stück. 

 

Es stellt sich die Frage: Wie weit ist diese arrogante Haltung gegenüber migrantischen 

Sexarbeiter/innen eigentlich entfernt von der Angst „besorgter Bürger“ hinsichtlich der 

Einwanderung niedrigqualifizierter Migrantinnen in das hiesige Sozialsystem? 

 

Anstatt  Sexarbeiter/innen – egal ob migrantisch oder deutscher Nationalität – umfassend 

über ihre bestehenden Rechte aufzuklären und sie aufzufordern, diese wahrzunehmen, 

betreibt man mit Verweis auf die Charity-Veranstaltung „BesD Nothilfe Fonds“ de facto 

eine Politik des Verzichts auf einklagbare Rechtsansprüche und damit eine Politik der 

                                                           
49 https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/05/10/bestandsaufnahme-sexarbeit-und-

auswirkungen-des-corona-kontaktverbotes/amp/?__twitter_impression=true, 11.05.2020 

 
 

 
 

https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/05/10/bestandsaufnahme-sexarbeit-und-auswirkungen-des-corona-kontaktverbotes/amp/?__twitter_impression=true
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/05/10/bestandsaufnahme-sexarbeit-und-auswirkungen-des-corona-kontaktverbotes/amp/?__twitter_impression=true
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gesellschaftlichen Ausgrenzung und Entsolidarisierung gegenüber (migrantischen) 

Sexarbeiter/innen.  

 

Damit ebnet man nach amerikanischem Vorbild50 der Privatisierung sozialer Hilfe den Weg.51 

Das wird die politische Klasse sehr erfreuen, die schon lange von einem schlanken Staat 

träumt und die Nach-Corona-Zeit zu einem sozialen Kahlschlag sondersgleichen nutzen 

wird. 

 

XII. Fazit 

 
Wie unter einem Brennglas offenbart die Corona-Krise, welche Handlungsoptionen die 

bürgerliche Gesellschaft im Umgang mit Ausnahmesituationen bereithält. Dabei zeigen sich 

positive Ressourcen, vor allem aber auch negative, hoch problematische Potenziale. Was für 

die Gesamtgesellschaft gilt, gilt auch auf den Bereich der Prostitutionspolitik. Die Einrichtung 

eines „BesD Nothilfe Fonds“ hat sich – unabhängig von der Unterstützung, die er einzelne 

Personen zuteilwerden lässt – als Anlass und Plattform für einen folgenschweren Wandel in 

der Politik des BesD erwiesen. Wer hätte es für möglich gehalten, dass der BesD-Vorstand 

in Zeiten der Corona-Krise ausgerechnet die Schnittmengen zum Abolitionismus 

entscheidend erweitert? Was wir feststellen, ist: 

 

- die weitgehende Übernahme der stigmatisierenden Ideologie der „Armutsprostitution“; 

 

- die Übernahme der abolitionistischen „Überlebens“-Rhetorik durch Skandalisierung einer  

  vermeintlichen Obdachlosigkeit bei Sexarbeiter/innen; 

 

- das Bemühen, Prostitutionsmigrantinnen durch anhaltende Desinformation aus dem  

  regulären sozialen Leistungssystem ALG II herauszudrängen; 

 

- das konkurrenzbasierte Ausgrenzungsgehabe gegenüber mehrheitlich migrantischen  

  Sexarbeiter/innen, wobei auf abwertende, rassistische Kommentare nicht verzichtet wird; 

 

-  die Kultivierung von Ausstiegsphantasien bezüglich der angeblich mehrheitlich „von der  

   Hand in den Mund“ lebenden“ migrantischen Sexarbeiter/innen;  

                                                           
50 Es verwundert nicht, dass sich der BesD-Vorstand hinsichtlich der Einrichtung eines Nothilfefonds im Vorfeld 
an Beispielen aus den USA orientiert hat, ein Land mit einem desaströsen Sozialsystem, wo private Charity 
staatliche Hilfe in vielen Fällen ersetzt. So schrieb BesD-Vorstandsmitglied Ariane am 22.03.2020:  „Ich habe mir 
bereits einen Überblick über ähnliche Spendenaufrufe im Ausland verschafft, die über das Wochenende 
reinkamen und hier zu finden sind: https://janeraider.nl/2020/03/15/covid-19/?fbclid=IwAR1lhTUPFDfzos 
W5Z9q-cCX3ZIiSKjG5O1DyfaU9iaTGdBROz0jSCdP3784. Bei den meisten Fonds können sich migrant sex worker, 
marginalisierte sexworker per email bewerben. Wie die dann tatsächlich die Bedürftigkeit prüfen, ist unklar. Da 
es z.B. in den USA kein großes Beratungsstellennetzwerk wie in Deutschland gibt, haben die SWOP Projekte und 
andere sex worker geführte Projekte, die outreach Arbeit (also aufsuchende Sozialarbeit am Straßenstrich und 
anderswo) betreiben, den besten Überblick, über die bedürftigen Personen.“  
vgl. https://nuttenrepublik.com/page/2/, 22.03.2020 
51 Selbst das ‚Neue Deutschland‘ ebnet diesem problematischen Trend den Weg, wenn es in völliger 

Verkennung der gegebenen rechtlichen Möglichkeiten heißt: „Besonders Frauen, die nicht offiziell als 

Prostituierte arbeiten, die weder in Deutschland gemeldet sind, noch eine Krankenversicherung besitzen, leiden 

unter der Krise. Sie können kein Geld aus dem Soforthilfeprogramm beantragen und haben meist nicht einmal 

Anspruch auf Hartz IV…  die selbstorganisierten Hilfefonds sind für die marginalisierten Prostituierten aktuell 

die einzige finanzielle Coronahilfe.“ vgl.: Prostituierte fallen aus dem Raster, https://www.neues-

deutschland.de/artikel/1135651.corona-prostituierte-fallen-aus-dem-raster.html, 20.04.2020 

  

https://janeraider.nl/2020/03/15/covid-19/?fbclid=IwAR1lhTUPFDfzos%20W5Z9q-cCX3ZIiSKjG5O1DyfaU9iaTGdBROz0jSCdP3784
https://janeraider.nl/2020/03/15/covid-19/?fbclid=IwAR1lhTUPFDfzos%20W5Z9q-cCX3ZIiSKjG5O1DyfaU9iaTGdBROz0jSCdP3784
https://nuttenrepublik.com/page/2/
https://www.neues-deutschland.de/artikel/1135651.corona-prostituierte-fallen-aus-dem-raster.html
https://www.neues-deutschland.de/artikel/1135651.corona-prostituierte-fallen-aus-dem-raster.html
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- die Akzeptanz eines Sexkaufverbots auf lokaler Ebene (Karlsruhe).      

 

Wenn Mitglieder im Vorstand eines Berufsverbands für Sexarbeiter/innen sich mittlerweile 

zugutehalten, „eine prostitutionskritische Position einzunehmen“, und offen erklären: 

„Ich teile vieles an der Kritik von Prostitutionsgegner*innen, wenn es um die 

Beschreibung der sozialen Realitäten geht“, dann ist es nicht verwunderlich, dass die 

Aussagen des BesD denen der Abolitionisten inzwischen gleichen wie ein Ei dem anderen.  

 

Dabei werden Sexarbeiter/innen mehrheitlich durch die Defizit-Brille betrachtet und als 

Mängel behaftete Opfer präsentiert.   

 

ABOLITIONISTEN 
(Huschke Mau / Netzwerk Ella 

BesD 
(J. Weber / S. Bleier-Wilp, U. Reviere, u.a.) 

„Während den letzten Wochen wurde wiederholt auf 
die prekäre Lage der meisten Prostituierten 

während der Corona-Krise aufmerksam gemacht.“ 
(21.03.2020) 

 
„Die meisten in der Sexarbeit tätigen Menschen 
verdienen nicht ausreichend.“ (11.05.2020) 

„Wenn sie heute nicht anschaffen, haben sie morgen 
kein Geld, nichts zu essen – und nichts zu 
wohnen.“ (13.03.2020)  

„…denn es fügt für diese Frauen zu ihrer Prostitution 
und dem Ausgesetztsein einer Pandemie noch 
Hunger und Obdachlosigkeit hinzu!“ (13.03.2020) 

„Undine de Revière vom Berufsverband Sexarbeit in 
Hamburg weiß, dass viele  Sexarbeiter und Sexarbei-
terinnen noch nicht mal wissen, wovon sie ihr 
Essen für die kommende Woche bezahlen sollen.“ 
(22.04.2020) „‘Die Frauen brauchen schnell Hilfe‘, 
sagte Schulze. Ihnen drohe neben Hunger 
Obdachlosigkeit.“ (02.04.2020) 

„Da werden betroffene Frauen verlacht, aufgefordert, 
doch endlich einen „richtigen“ Job zu machen, sich 
gewundert, warum sie nichts Erspartes haben.“ 
(21.03.2020) 

„Die meisten Sexarbeitenden haben allerdings keine 
wirklichen Rücklagen, um für längere Zeiträume 

Miete, Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen 
oder Essen zu kaufen.“ (11.05.2020) 

 
 „Die Frauen in der Prostitution „haben nämlich 
gerade mit was anderem zu tun… Und zwar mit 
Überleben.“ (13.03.2020) Es geht darum, „Frauen zu 
helfen, die keine Wahl haben und ums Überleben 
kämpfen…“ (21.03.2020) „Keine Frau, die sich 

gerade in der jetzigen Corona-Krise noch prostituiert, 
tut dies, weil es ihr so viel Spaß bereitet, sondern weil 
es um das schiere Überleben geht.“ (25.04.2020) 

„Die Ärmsten der Armen kämpfen um ihr Über-
leben. Sie benötigen finanzielle Soforthilfe, mit 

welcher Wohnraum und Ernährung sichergestellt 
werden können.“ (30.03.2020) 

„Wenn ich an meine Kolleg:innen denke, die an der 
Strasse arbeiten; die als Migrant:innen fortwährend 
Rassismus und Diskriminierung ausgesetzt sind, die 
trotz Corona weiterarbeiten (müssen), um ihren 
Kühlschrank voll zu machen bzw. gar keinen Kühl-
schrank haben… Die bitter arm sind und tagtäglich 
ums nackte Überleben kämpfen.“ (02.05.2020) 

„Diese Frauen haben… oft nicht mal Anspruch auf 
Hartz IV.“ (13.03.2020) Die Prostituierten „kommen 

mehrheitlich aus den Armenhäusern der Europä-
ischen Union, insbesondere aus Bulgarien, Ungarn 
und Rumänien. Sie haben keinen Anspruch auf 
Hartz-IV oder andere Hilfen.“ (15.03.2020) 

„Auf Sozialleistungen hätten viele keinen Anspruch.“ 
(22.03.2020) „Auch Hartz IV könnten viele nicht 

beantragen, weil sie die Voraussetzungen nicht 
erfüllten.“ (02.04.2020) „Sie haben keinen festen 
Wohnsitz in Deutschland“ und somit keine 
Leistungsansprüche, erklärt Weber.“ (05.05.2020) 

„Sie werden also heimlich anschaffen, denn sie ha-
ben keine andere Wahl. Und das ist der entschei-
dende Knackpunkt.“ (13.03.2020) „Es ist klar, dass 

Prostitution während der Corona-Pandemie nicht 
stattfinden sollte, am besten auch danach nicht mehr. 
Dies funktioniert jedoch nur, wenn den Frauen Alter-
nativen zur Prostitution und Ausstiegshilfen gebo-

ten werden, nicht durch weitere Kriminalisierung.“ 
(25.04.2020) 

Für sie gibt es jedoch viel zu wenige oder gar keine 
Alternativen. So bleiben sie in der Sexarbeit stecken. 
(08.06.2017) „Sie können ja nur Sexarbeit machen, 
weil es sonst nichts gibt. Das sieht man genau jetzt 
zu Corona-Zeiten. Genau diese Frauen, die keine 
Alternative haben, die arbeiten jetzt weiter, egal 
ob im Internet oder auf dem Straßenstrich, da 
stehen sie immer noch. Die haben keine anderen 
Alternativen, …“ (04.05.2020) 

 
„Auch Freier werden nicht von ihren risikobehafteten 
Praktiken lassen und die Notlage dieser Frauen 
ausnutzen.“ (21.03.2020) 

„Einige Kunden nützen die Lage dieser marginali-
sierten Gruppe von Sexarbeiter*innen aus –  
sie wissen um deren Not und drücken die ohnehin 

niedrigen Preise oder versuchen, normalerweise nicht 
angebotene Leistungen zu erpressen.“ (08.04.2020) 

 „Wir wissen, dass die Zeiten für alle hart sind. Doch 
wir finden: Genau deshalb ist es gerade jetzt wichtig, 
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„In der Realität ist es meistens leider so, dass vielen 
Frauen die Kraft fehlt, von alleine da raus zu 
kommen oder in der Lage keinen anderen Weg 
sehen.“ (25.04.2020) 

dass wir zusammenhalten und jenen helfen, die sich 
nicht allein helfen können. Ein hoher Anteil von 

Menschen in der Sexarbeit leben von der Hand in den 
Mund…“ (April 2020) 

 

Unbestritten dürfte sein: Eine solche Positionierung erweist der Bewegung für die Rechte 

von Sexarbeiter/innen einen Bärendienst. Alle Abolitionisten und berufsmäßigen 

Prostitutions-Kritiker/innen, die schon immer der Auffassung waren, „selbstbestimmte“ 

Sexarbeiter/innen seien lediglich die Ausnahmen, die die Regel bestätigen, dürften sich nun 

die Hände reiben und sich durch die jüngsten politischen Einlassungen des BesD-Vorstands 

voll und ganz bestätigt sehen.  

 

Wenn kürzlich sechzehn Bundestagsabgeordnete in einem Schreiben52 an die 

Ministerpräsidenten der Länder behaupten, Prostitution sei kein „existenzsichernder Beruf“, 

weil viele Frauen in der Prostitution „keine unabhängige, private Existenz mit Wohnung, 

Anmeldung, Sozialversicherung etc.“ hätten, folglich müssten die Frauen dort herausgeholt 

werden, so könnten sie dabei problemlos an eine Vielzahl von Aussagen des BesD 

anknüpfen. 

 

Ernst zu nehmende Ängste und Befürchtungen im Zusammenhang der Corona-Pandemie, 

deren Realität wir nicht leugnen wollen, rechtfertigen die hier aufgezeigte, vom BesD-

Vorstand vorgenommene politische Positionierung in keiner Weise. Denn die Übernahme 

abolitionistischer Positionen war weder von der Sache her geboten, noch aufgrund der 

aktuellen Situation in der Corona-Krise in irgendeiner Weise erforderlich.  

 

Mehr Schnittstellen zur abolitionistischen Ideologie bedeuten nicht, dass der BesD nun 

ein Abolitionisten-Verein nach Art der Befürworter des „Nordischen Modells“ geworden ist. 

Dagegen opponiert der BesD ja bekanntlich. Aber der Abolitionismus hat viele Gesichter und 

Facetten. Es gab ihn bereits mehr als einhundert Jahre, bevor er 1999 in der speziellen 

Variante des „Sexkaufverbots“ zur schwedischen Staatsräson wurde. 

 

Die herkömmliche und immer noch vorherrschende Variante des Abolitionismus setzt 

unter dem Vorwand der Reglementierung auf die permanente und langfristig zermürbende 

Überwachung, Entrechtung und Kriminalisierung des Umfelds von Prostitution und damit der 

Prostituierten selbst. Das Prostituiertenschutzgesetz ist Ausdruck dieser Strömung. Diese 

Variante des Abolitionismus ist geschichtlich nicht minder fortschritts-, frauen- und 

prostitutionsfeindlich als die Variante „Nordisches Modell“. Wer wie der BesD glaubt, sich 

dem herkömmlichen Abolitionismus annähern und andienen  zu müssen, um so von den 

Zumutungen der Sexkaufverbots-Abolitionisten verschont zu bleiben, versucht, den Teufel 

mit dem Beelzebub auszutreiben. Wer behauptet, eine solche Politik sei im Interesse von 

Sexarbeiter/innen, der täuscht sich und andere. 

 

Was ist der Hintergrund für diesen Paradigmenwechsel hin zu abolitionistischen 

Positionen?  

 

                                                           
52 „Nicht zuletzt hat sich im Zusammenhang mit der Schließung der Bordelle bestätigt, dass viele Frauen 
offenbar keine unabhängige, private Existenz mit Wohnung, Anmeldung, Sozialversicherung etc. haben.“ Vgl. 
https://www.bayern-reporter.com/2020/05/20/union-und-spd-fordern-generelles-prostitutionsverbot-3/, 
20.05.2020 

 

 
 

https://www.bayern-reporter.com/2020/05/20/union-und-spd-fordern-generelles-prostitutionsverbot-3/
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Der BesD outet sich neuerdings als „Interessenvertretung der eigenständigen 

Sexarbeiter/innen“, also jener Kollegen/innen, die jenseits Betreiber geführter (größerer) 

Etablissements tätig sind. Er versucht damit, deren Partialinteressen über die 

Gesamtinteressen aller im Prostitutionsgewerbe tätigen Sexdienstleister/innen zu stellen. 

Diese Tendenz war bereits erkennbar in den Auseinandersetzungen um das 

Prostituiertenschutzgesetz, als man Sonderregelungen für kleine Wohnungsbordelle forderte 

und sie im Unterschied zu den (Groß-)Bordellen von einer Erlaubnispflicht ausnehmen 

lassen wollte. Jetzt, in der Corona-Zeit, kommt diese schon länger bestehende Tendenz 

noch wesentlich stärker zum Vorschein.  

 

Damit einhergehend wächst die Neigung, rechtliche Vorgaben des Staates und dessen 

Handeln kritiklos über alles zu stellen und sich diesen Vorgaben sklavisch, ja geradezu 

masochistisch zu unterwerfen. Doch die politische Arena ist kein Domina-Studio. Wer sich 

staatlichen Vorgaben immer nur anpasst und fügt, in der zweifelhaften Hoffnung, zukünftig 

vom Staat als Ordnungsfaktor anerkannt zu werden, verkennt und unterschätzt sträflich die 

strategischen Eigeninteressen des bürgerlichen Staates im Hinblick auf die systematisch 

betriebene und beibehaltene Ungleichbehandlung von Prostitution. 

 

Nicht zuletzt das Prostituiertenschutzgesetz verdeutlicht, dass die eigentliche Bedrohung 

der Prostitution in Form von Entrechtung immer noch maßgeblich vom Staat ausgeht. Die 

Unterwerfung unter diese Politik gleicht einer Identifikation mit dem Aggressor. Die 

Befangenheit im Stockholm-Syndrom aber war noch nie eine überzeugende Grundlage für 

ein gelingendes Vertreten eigener Interessen. 

 

Ein konsequentes Eintreten für die Interessen von Sexarbeiter/innen ist heute, 

angesichts der mit der Corona-Bedrohung legitimierten Prostitutionsverbote dringender denn 

je. Die zunehmende Übernahme abolitionistischer Positionen durch den BesD-Vorstand trägt 

dem Erfordernis des Widerstands gegen repressive Prostitutionspolitik jedoch in keiner 

Weise Rechnung.  

 

Ganz im Gegenteil: Die Anlehnung an abolitionistische Positionen ist ein nichtsnutziger und 

überflüssiger Unterwerfungsakt, der bestenfalls in einen Scheinwiderstand gegenüber 

rechtlicher Ungleichbehandlung und Stigmatisierung von Sexarbeit mündet. Den Interessen 

von Sexarbeiter/innen schadet das massiv. 

 

 




